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- Saumniszuschlage sinken

Zum 1. Juli 2013 erhohten sich die Renten aus der gesetzlichen
Rentenversicherung. Die zwischen Ost und West abweichenden
Werte sorgten fiir einiges Aufsehen, waren aber auf den vom
Gesetzgeber festgelegten Automatismus der Rentenanpassung
zuriickzufithren. Abgesenkt werden dagegen die S3daumnis-
zuschldge in der Krankenversicherung. Von einem entspre-
chenden Gesetzesheschluss sind sowohl sdumige Zahler in der
gesetzlichen Krankenversicherung wie auch privat Kranken-
versicherte betroffen. Auch die Krankenkassen begriiBen diese
Korrektur des Gesetzgebers, da sie zuletzt doch haufig wegen
ihrer ,Wucherzinsen” dffentlich kritisiert worden sind.

Rentenanstieg in Ost und West

Die Renten der Deutschen Rentenversicherung steigen zum 1. Juli
2013 im Westen um 0,25% und im Osten um 3,29 %. Der aktuelle
Rentenwert betragt seit dem 1. Juli 2013 im Westen 28,14 EUR
und im Osten 25,74 EUR. Die diesjahrige Rentenanpassung ist
zwischen West und Ost unterschiedlich, was im Wesentlichen da-
rauf zurtckzufihren ist, dass im Osten die Lohne zuletzt mit
4,32 % starker gestiegen sind als im Westen mit 1,5 %.

Entlastung von Versicherten bei Zahlungsriickstanden

in der GKV

Der Bundestag hat das .Gesetz zur Beseitigung sozialer Uberfor-
derung bei Beitragsschulden in der Krankenversicherung” be-
schlossen. Dadurch wird in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) die Hohe der zu erhebenden Sidumniszuschlage
reduziert. Von der Regelung profitieren Versicherte, die in der GKV
freiwillig versichert sind oder deren Krankenversicherungspflicht
darauf zurlckzuflhren ist, dass kein anderweitiger Anspruch auf
Absicherung im Krankheitsfall besteht.

Bei Beitragsrickstanden dieser Versicherten tritt anstelle des
bisherigen monatlichen Sdumniszuschlags in Hohe von 5% kinf-
tig ein deutlich niedrigerer Saumniszuschlag in Hohe von monat-
lich 1% des riickstandigen Beitrags. Flankierend haben die Kran-
kenkassen die Aufgabe, einheitlich die Voraussetzungen zu
regeln, nach denen Beitragsriickstande erlassen werden oder zu
ermafigen sind.
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_ Entlastung von Versicherten bei Pramienriickstanden

in der PKV

Bei Pramienriickstanden von Versicherten innerhalb der privaten
Krankenversicherung [PKV] ist gesetzlich festgelegt worden, dass
anstelle von Verzugszinsen fir jeden angefangenen Monat eines
Pramienrickstands ein Saumniszuschlag in Hohe von 1% zu ent-
richten ist. Wird der Pramienrtickstand einschliefilich der Saum-
niszuschldge nach Durchfihrung eines Mahnverfahrens nicht
getilgt, ruht der bisherige Versicherungsvertrag.

Fur diese privat Krankenversicherten wird ein Notlagentarif ein-
geflhrt. Wahrend des Notlagentarifs entfallen Risikozuschlage,
Leistungsausschlisse und Selbstbehalte. Er umfasst jedoch nur
einen reduzierten Leistungsumfang; beinhaltet sind Basisleistun-
gen wie z. B. die Behandlung bei akuter Erkrankung und Schmer-
zen sowie die Grundversorgung bei Schwangerschaft. Sind alle
rickstandigen Pramien, Saumniszuschldge und deren Beitrei-
bungskosten gezahlt, kann der PKV-Versicherte den bisherigen
Versicherungsvertrag fortsetzen.

Mit freundlichen Griif3en

Die Herausgeber
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I Keine ,.Schonwetter-Selbststandigkeit”
bei Statusbeurteilungen in Familienbetrieben -

Auswirkungen der BSG-Urteile
vom 29. August 2012

Das Bundessozialgericht (BSG) hat in seinen Urteilen
(B 12 KR 25/10 R und B 12 R 14/10 R) ausgefiihrt, dass ein ver-
traglich bestehendes Weisungsrecht - auch wenn es tatsachlich
nicht ausgeiibt wird - bedeutsam fiir die Abgrenzung von
Beschaftigung und Selbststandigkeit ist. Denn dem Sozialver-
sicherungsrecht ist eine bloBe ,Schonwetter-Selbststdndig-
keit” fremd.

In beiden vor dem BSG verhandelten Fallen war der sozialver-
sicherungsrechtliche Status eines ohne eigene Kapitalbeteiligung
in einer sogenannten . Familien-Gesellschaft” mitarbeitenden
Sohnes streitig. Die Anstellungsvertrage der Sohne enthielten
jeweils typische Arbeitnehmerrechte und —pflichten.

Sachverhalt zum Verfahren B 12 KR 25/10 R

Alleingesellschafter und -geschéftsfihrer der Familien-GmbH
war bis zu seinem Tod der Vater des zu beurteilenden Sohnes. Im
Wege eines Gesellschafterbeschlusses hatte der Vater seinem
Sohn die Leitung des technischen und gewerblichen sowie seiner
Tochter die des kaufmannischen Unternehmensteils Ubertragen.
Zudem wurde eine Beteiligung am betrieblichen Erfolg (Tantie-
men), die Befreiung vom Selbstkontrahierungsverbot (§ 181 BGB],
ein Verzicht auf das Weisungsrecht des Vaters sowie freie Bestim-
mung und Gestaltung der Arbeits- und Urlaubszeit nach Lage der
Gesellschaft niedergelegt.

Sachverhalt zum VerfahrenB12R 14/10R

Der zu beurteilende Sohn war in einer GmbH & Co. KG (Handel mit
Baumschulerzeugnissen) tatig. Gesellschafter der Komplemen-
tar-GmbH und Kommanditisten der KG waren die Mutter des
Sohnes sowie eine familienfremde Person. Die GmbH & Co. KG war
einem Einzelunternehmen (Baumschule) vorgeschaltet, um Haf-
tungsrisiken nicht auf die Baumschule durchschlagen zu lassen.
Die Baumschule war ein Hof i. S. der Héfeordnung, deren Erbe der
Sohn wurde. Er war zum weiteren Geschaftsfihrer der GmbH
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_ bestellt und vom Selbstkontrahierungsverbot befreit. Das Wei-

sungsrecht der Gesellschafter wurde in der Praxis nicht ausgetibt.

Die Entscheidungen der Vorinstanz (LSG)

In beiden Verfahren lagen nach Auffassung des Landessozial-
gerichts (LSG]) Niedersachsen-Bremen selbststandige Tatigkeiten
vor.

Urteilsgriinde des LSG zum spateren BSG-Verfahren

B12KR 25/10R

Zwar sprachen fur eine Beschaftigung die fehlende Geschaftsfih-
rer- und Gesellschafterstellung, die Vereinbarungen im Anstel-
lungsvertrag und die nur begrenzte Befugnis des Sohnes, die
Geschicke der Firma rechtsverbindlich zu gestalten. Die nach
Ansicht des LSG gegeniber den vertraglichen Regelungen vorran-
gigen tatsichlichen Verhaltnisse sprachen jedoch dagegen (Uber-
nahme der Betriebsfiihrung zusammen mit der Schwester; allei-
nige Branchenkenntnisse des Sohnes; Befreiung vom Selbstkont-
rahierungsverbot; Fiihren von Kundengesprachen, Einholen von
Angeboten, Erstellen von Kalkulationen ohne Absprache mit dem
Vater). Zudem hatte der Vater seinem Sohn die Unternehmens-
leitung Ubertragen und auf sein Weisungsrecht verzichtet,
wahrend der Sohn durch Ubernahme einer Biirgschaft von
100.000 DM ein Unternehmerrisiko getragen hatte. Er fihrte die
Geschafte der Familien-GmbH mit seiner Schwester zusammen
nach eigenem Gutdlnken und konnte unter Beteiligung am Fir-
mengewinn frei ,schalten und walten”.

Urteilsgriinde des LSG zum spateren BSG-Verfahren
B12R14/10R

Fir eine Beschaftigung des Klagers sprachen zwar der Anstel-
lungsvertrag und seine mangels Kapitalbeteiligung fehlende
Rechtsmacht, Beschlisse der Gesellschaft herbeizufihren bzw.
verhindern zu kdnnen. Das LSG hielt jedoch andere Aspekte fir
entscheidend: So habe er .in der Familiengesellschaft” wie ein
Alleininhaber nach eigenem Gutdiinken das Geschaft gefihrt und
in weitaus groBBerem Maf3e als der weitere Mitgeschaftsfiihrer und
Mehrheitsgesellschafter Uber Branchenkenntnisse verfigt. We-
sentliche Geschéftsbereiche habe er selbst wahrgenommen (z. B.
Verhandlungen mit wichtigen Kunden und Banken, Ansprechpart-
ner fur Bilanzbuchhalter und Steuerberater, Einstellung und Ent-
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_ lassung von Mitarbeitern) und damit wesentlich die Verantwortung

getragen. Weder der weitere Mitgeschaftsfiihrer und Mehrheits-
gesellschafter noch seine Mutter kontrollierten ihn tatsachlich.
Auf den Jahresurlaub verzichtete er teilweise. Besonders ins
Gewicht fielen die familidren Umsténde und die Verbindung der
Unternehmen zueinander.

BSG hebt Entscheidungen der Vorinstanzen auf

Das BSG hat ausgefiihrt, dass im Widerspruch zu vertraglichen
Vereinbarungen stehende tatsachliche Verhaltnisse einer formel-
len Vereinbarung nur vorgehen, wenn deren Abbedingung recht-
lich zulassig ist. Die bloe Nichtausibung eines Rechts ist da-
gegen unbeachtlich, solange nicht auch wirksam darauf verzichtet
wurde.

Die Gewichtung und Bewertung der Vorinstanzen konnten nach
Gesamtabwagung daher keinen Bestand haben. Das BSG ent-
schied, dass jeweils ein abhangiges Beschaftigungsverhaltnis
besteht.

Entscheidungsgriinde zum Urteil B12 KR 25/10 R

Aus Sicht des BSG war Folgendes mafigeblich: Der Sohn selbst
unterlag in dem ihm eingerdumten Vollmachtsrahmen gesell-
schaftsrechtlich zwingend der Kontrolle des Alleingeschaftsfiih-
rers der GmbH, seines Vaters, der die mafigebliche Rechtsmacht
besalfl.

Die Selbststandigkeit kann auch nicht auf altere BSG-Rechtspre-
chung zu sog. .Familiengesellschaften” gestitzt werden. Denn
durch familiare Verbundenheit oder Ricksichtnahme wird grund-
satzlich die sich nach dem Gesellschaftsrecht ergebende Rechts-
macht nicht ganzlich negiert. Eine blofe .Schonwetter-Selbst-
standigkeit”, die nur so lange gilt, wie keine Konflikte auftreten,
gibt es nicht. Denn im Konfliktfall ist allein entscheidend, was ver-
traglich vereinbart wurde.

Entscheidungsgriinde zum UrteilB12R 14/10 R

Die Beschaftigung des Sohnes konnte nach Auffassung des BSG
nicht durch familiare Bindungen beseitigt werden. Die GmbH & Co.
KG ist auch keine .Familiengesellschaft”. Der Sohn hatte nur zu
einem der beiden Kommanditisten der KG (seiner Mutter] eine fami-
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_ lidare Beziehung. Zudem lagen die Geschaftsanteile der GmbH wie

auch die Kommanditeinlagen mehrheitlich beim familienfremden
Mitgeschaftsfihrer der GmbH. Der Sohn war in die fremde Arbeits-
organisation der GmbH & Co. KG eingebunden, da sich der Mit-
geschaftsfiihrer einen eigenen Aufgabenbereich gewahrt hatte und
die Handlungsspielraume des Sohnes auf bestimmte Geschafts-
bereiche beschrankt waren.

Auswirkungen fiir die Praxis

MafBgebend fir die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung ist
die abstrakte Rechtsmacht. Diese wird durch Gebrauch zusatzlich
bestatigt, geht aber allein durch fehlenden Gebrauch nicht ver-
loren. Entgegenstehende frilhere BSG-Rechtsprechung ist Gber-
holt, nach der entscheidungserheblich war, ob die zu beurteilende
Person ..Kopf und Seele” des Betriebes, alleiniger Branchenken-
ner oder mit den Gesellschaftern familiar verbunden ist oder in
der Gesellschaft faktisch .frei schalten und walten kann” wie sie
will.

Der nun vollzogene Wandel in der Rechtsprechung des BSG ist zu
begriilen, da mehr Rechtsklarheit fir alle Betroffenen geschaffen
wurde.

Ausblick

In einem weiteren Verfahren (B 12 KR 19/11 R) hat das BSG im
Terminbericht Nr. 19/13 vom 30. April 2013 ausgefiihrt, dass es
auch bei der sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung von
Familienangehdrigen in Einzelunternehmen auf die abstrakte
Rechtsmacht ankommt. Auch hier reicht eine .faktische Macht-
position” fur die Annahme einer Selbststandigkeit nicht aus. Die
Urteilsgriinde hierzu liegen jedoch noch nicht vor.
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I Tagesmiitter: Arbeitsentgelt vom Jugendamt?

Arbeitsentgelt

Zum Arbeitsentgelt
gehdren alle laufenden
und einmaligen Ein-
nahmen aus einer
Beschaftigung, gleich-
giltig, ob ein Rechts-
anspruch auf diese Ein-
nahmen besteht und unter
welcher Bezeichnung oder
inwelcher Form sie
geleistet werden und ob
sie unmittelbar aus dem
Beschaftigungsverhaltnis
oder im Zusammenhang
damit erzielt werden

Bestimmte Leistungen vom Jugendamt fiir die Kinderbetreuung
der in Privathaushalten beschiftigten Tagesmiitter sind
Arbeitsentgelt. Eltern miissen dies als Arbeitgeber versiche-
rungspflichtiger Tagesmiitter bei der Zahlung der Gesamtso-
zialversicherungsbeitrage und Umlagen beriicksichtigen.

Kinder haben unter bestimmten Voraussetzungen einen gesetz-
lichen Anspruch auf Férderung (Betreuung) in einer Tageseinrich-
tung (§24 SGB VII). Die Jugendamter, die als Jugendhilfetrager
hierflr ein entsprechendes Angebot zu schaffen haben, kdnnen die-
sen Anspruch auch durch die Kinderbetreuung mittels Tagespflege-
personen (Tagesmitter) erfillen (Férderung in Kindertagespflege
nach § 23 SGB VIII). Dies gilt auch dann, wenn Tagesmitter Kinder
im Haushalt der Eltern oder anderer Personensorgeberechtigter im
Rahmen einer abhangigen Beschaftigung betreuen.

Leistungen der Jugendamter fiir die Kindertagespflege
Tagesmutter konnen fir die Kinderbetreuung vom Jugendamt

eine leistungsgerecht auszugestaltende Vergitung,

eine angemessene Kostenerstattung fur Sachaufwande,

die nachgewiesenen Beitrage zu einer Unfallversicherung und
die halftigen Beitrage fir eine nachgewiesene angemessene
Alterssicherung sowie Kranken- und Pflegeversicherung

N2

erhalten (§ 23 Abs. 2 SGB VIII).

Sie kénnen diese Leistungen unabhangig davon beanspruchen, ob
sie Kinder beispielsweise in ihrem eigenen Haushalt im Rahmen
einer selbststandigen Tatigkeit oder im Haushalt der Eltern im
Rahmen einer abhangigen Beschaftigung betreuen.

Im Privathaushalt beschiftigte Tagesmiitter

Werden Kinder von im Haushalt der Eltern beschéftigten Tages-
muttern betreut, handelt es sich bei der leistungsgerechten Ver-
gltung des Jugendamtes (sogenannter Betrag zur Anerkennung
der Férderungsleistung) um Arbeitsentgelt. Dies gilt auch fir die
in der Regel pauschal gezahlte Sachaufwandserstattung. Bei den
Leistungen, die auf die Versicherungsbeitrage von versicherungs-
pflichtig beschaftigten Tagesmiittern entfallen, handelt es sich
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Gesamtsozial-
versicherungsbeitrag
Zum Gesamtsozialver-
sicherungsbeitrag ge-
horen die Pflichtbeitrage
zur Kranken-, Pflege-,
Renten- und Arbeitslosen-
versicherung flr versiche-
rungspflichtige Arbeit-
nehmer. Sie sind vom
Arbeitgeber an die jeweils
zustandige Einzugsstelle
zu zahlen.

um die von den Eltern als Arbeitgeber zu tragende Umlage zur
Unfallversicherung sowie die Arbeitgeberanteile an den Beitragen
zur Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung. Diese Leistungen
sind daher fur die Tagesmiitter steuer- und beitragsfrei (§3 Nr. 9
bzw. Nr. 62 EStG, §1 Abs. 1 Satz 1 SvEV). Gleiches gilt fir den
Arbeitgeberanteil am Arbeitslosenversicherungsbeitrag sowie die
Arbeitgeberumlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz
(U1 und U2), die nach Auffassung des Bundesministeriums fir
Familien, Senioren, Frauen und Jugend auch ohne ausdrickliche
gesetzliche Erwahnung ebenfalls Bestandteil der Leistung sind.

Arbeitgeberfunktion der Eltern

Dabei ist unerheblich, ob die Jugendamter die Leistungen direkt an
die Tagesmutter oder im Wege der Abtretung an die Eltern auszah-
len. Bei einer Auszahlung an die Tagesmiutter missen die Eltern
den Gesamtsozialversicherungsbeitrag und die Umlagen von die-
sen einfordern und gegebenenfalls vorfinanzieren. Im Rahmen der
Abtretung haben die Eltern dagegen die Moglichkeit, die Sozialver-
sicherungsbeitrage durch Abzug der Arbeitnehmerbeitragsanteile
von der an die Tagesmiitter weiterzureichenden Vergitungs- und
Sachaufwandsleistung und dem Einbehalt der als Arbeitgeber auf-
zubringenden Arbeitgeberbeitragsanteile und Umlagen von der
Ubrigen Leistung an die Sozialversicherungstrager weiterzuleiten.
Machen die Jugendamter die Forderzusage Uber die Leistung
davon abhangig, dass die Tagesmutter der Abtretungslosung
zustimmt, erhalten die Eltern demnach die Mdglichkeit, ihre Bei-
tragspflichten ohne Mehraufwande zu erfillen.

Regelung gilt seit April 2013

Die Sozialversicherungstrager haben festgelegt, dass diese
Grundsatze, die auch fir Tagesvater gelten, spatestens ab 1. April
2013 anzuwenden sind. Die beitragsrechtliche Behandlung der
Einklinfte von in Privathaushalten beschaftigten Tagesmuttern
oder Tagesvatern fir die Kinderbetreuung erfolgt demnach seit-
dem unabhéangig davon, ob diese im Auftrag der Jugendamter
tatig und von diesen finanziert oder rein privat beauftragt und
finanziert werden, einheitlich.

Ob die Kinderbetreuung im Haushalt der Eltern im Rahmen einer
abhangigen Beschaftigung oder einer selbststandigen Tatigkeit

erfolgt, hangt von den Umstanden des Einzelfalls ab.
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I Eingeschrankte Reichweite einer Befreiung von
der Rentenversicherungspflicht - Auswirkungen
der BSG-Urteile vom 31. Oktober 2012

Rentenversicherungspflichtige Mitglieder berufsstandischer
Versorgungseinrichtungen konnen sich auf Antrag von der
Rentenversicherungspflicht befreien lassen. Das Bundessozial-
gericht (BSG) hat sich in mehreren Fillen (B 12 R 5/10 R und
B 12 R 3/11/R) insbesondere mit der Reichweite einer ausge-
sprochenen Befreiung und ihrer Erstreckung auf spatere Tatig-
keiten sowie einem maoglichen Vertrauensschutz aufgrund der
bisherigen Verwaltungspraxis befasst.

Strittig war in beiden Verfahren jeweils die Frage, ob eine in der
Vergangenheit mit Blick auf eine seinerzeit ausgelibte Beschaf-
tigung erteilte Befreiung von der Rentenversicherungspflicht
zugunsten einer Mitgliedschaft in einer berufsstandischen Versor-
gungseinrichtung auch fir spater aufgenommene Beschaftigun-
gen galt bzw. ob ein Anspruch auf Erstreckung bestand.

Die Sachverhalte

Im ersten Fall (B 12 R 5/10 R) war die Klégerin als approbierte
Tierarztin zunachst Pflichtmitglied der Bayerischen Arzteversor-
gung und Mitglied der Bayerischen Tierarztekammer. Sie wurde
fur ihre Beschaftigung bei der Universitat Minchen von der Ren-
tenversicherungspflicht gemaf3 §7 Abs. 2 Angestelltenversiche-
rungsgesetz (AVG) ab 13. Marz 1991 befreit. Der Bescheid enthielt
u.a. den Hinweis: .Die Befreiung gilt fir die Dauer der Pflichtmit-
gliedschaft und einer daran anschlieenden freiwilligen Mitglied-
schaft in der Versorgungseinrichtung, soweit Versorgungsabga-
ben in gleicher Hohe geleistet werden, wie ohne die Befreiung
Beitrage zur Rentenversicherung der Angestellten zu entrichten
waren.” Auflerdem wies der Bescheid die Klagerin auf ihre Pflicht
zur Anzeige geanderter Umstande hin. Ab 1. April 1997 war sie fur
ein Unternehmen als Pharmaberaterin im Auflendienst tatig.

In dem zweiten Verfahren (B 12 R 3/11 R] hatte der Rentenver-
sicherungstrager von der Klagerin, einem Unternehmen der phar-
mazeutischen Industrie, Beitrdge fiir den beschaftigten Beigela-
denen nachgefordert. Der Beigeladene, ein approbierter Arzt, war
ab 1. Oktober 1997 fir sein Beschaftigungsverhaltnis als Arzt im
Praktikum nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Rentenver-
sicherungspflicht befreit worden. Seit dem 1. April 1998 war er bei
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_ der Klagerin beschaftigt, zunachst als .Medical Manager Derma-

tologie/Rheumatologie”, spater als Pharmaberater.

Die Urteile

Das BSG hat klargestellt, dass eine Befreiung nach § 6 Abs. 5 Satz
1 SGB VI stets nur fir die konkrete Beschaftigung bei einem
bestimmten Arbeitgeber bzw. fir die jeweils ausgeibte selbst-
standige Tatigkeit gilt. Nach dieser Vorschrift ist die Befreiung auf
die .jeweilige” Beschaftigung oder selbststandige Tatigkeit
beschrankt. Die Befreiung endet, sobald die Beschaftigung bzw.
selbststandige Tatigkeit aufgegeben wird.

Bereits aus dem eindeutigen Wortlaut der Regelung folgt, dass
eine Befreiungsentscheidung keine umfassende Befreiung auch
fir weitere Beschaftigungen darstellt, auch wenn diese nachfol-
genden Erwerbstatigkeiten noch so ahnlich sein mogen.

Befreiung gilt nur fiir die konkrete Beschaftigung
Anknlpfungspunkt fir die Befreiung ist der Begriff der .Beschaf-
tigung”, wie er sich aus §7 Abs. 1 SGBIV ergibt. Danach ist
Beschaftigung .die nichtselbstandige Arbeit, insbesondere in
einem Arbeitsverhaltnis”. Anhaltspunkte sind .eine Tatigkeit nach
Weisung und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des
Weisungsgebers”.

Hieraus folgt, dass die Reichweite einer Befreiung bei Beschafti-
gungen nicht von der Berufsbezeichnung, der beruflichen Qualifi-
kation oder dem beruflichen Status der Versicherten abhangt. Die
Befreiung gilt allein fir ein bestimmtes Beschaftigungsverhaltnis
bei einem bestimmten Arbeitgeber.

Diese Grundsatze gelten auch fir nach §7 Abs. 2 AVG erteilte
Befreiungsbescheide, die unter die Bestandsschutzregelung des
§231 Abs. 1 Satz 1 SGB VI fallen. Soweit nach dieser Vorschrift
Beschéftigte, die nach AVG-Recht von der gesetzlichen Rentenversi-
cherungspflicht befreit wurden, in ..derselben Beschaftigung” befreit
bleiben, gilt auch hier, dass die Befreiung nur fir die konkrete
Beschéaftigung bei einem bestimmten Arbeitgeber Wirkung entfaltet.

Keine Erstreckung auf befristete berufsfremde
Erwerbstatigkeiten

AuBlerdem hat das BSG entschieden, dass die Erstreckung
(§6 Abs. 5 Satz 2 SGB VI) fiur eine zeitlich befristet ausgeiibte
berufsfremde Beschéaftigung/Tatigkeit keinen eigensténdigen Be-
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_ freiungstatbestand darstellt. Nach dem Wortlaut der Vorschrift

(.erstreckt sich”), der Gesetzessystematik und den Gesetzes-
materialien setzt eine Erstreckung das Vorliegen einer nach
§6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI erteilten Befreiung als Anknip-
fungspunkt voraus. Uber die Erstreckung muss der Rentenver-
sicherungstrager durch Verwaltungsakt entscheiden.

Vertrauensschutz

Ein Vertrauensschutz der Betroffenen, der einer Feststellung der
Rentenversicherungspflicht entgegensteht, kann sich im Einzelfall
aus Treu und Glauben oder Uber eine Heranziehung der Grund-
satze zum sozialrechtlichen Herstellungsanspruch ergeben. Dies
ist beispielsweise anzunehmen, wenn ein Rentenversicherungs-
trager auf eine Anfrage des Betroffenen mitgeteilt hat, dass eine
in der Vergangenheit erteilte Befreiung auch fir diese Beschaf-
tigung gelte und dass ein neuer Befreiungsantrag entbehrlich sei.

Erfillt jedoch ein Betroffener eigene ihm bekannte Obliegenheiten
nicht - wie die versaumte Anzeige des Beschaftigungswechsels
im ersten Verfahren -, kann er sich nicht auf einen Vertrauens-
schutz aus dem Befreiungsbescheid berufen.

Ebenso wenig begriinden die Ausfihrungen im Bescheid zum
Fortbestehen der Befreiung von der Versicherungspflicht selbst
im Fall einer anschliefenden freiwilligen Mitgliedschaft, wie sie
im ersten Verfahren vorgelegen hatten, einen Vertrauensschutz.
Das BSG hat insoweit auf seine standige Rechtsprechung verwie-
sen, nach der es sich hierbei lediglich um Hinweise handelt, die
nicht Teil des Verfigungssatzes des entsprechenden Verwal-
tungsakts geworden sind.

Auswirkungen der BSG-Urteile in der Praxis

Bislang waren die Rentenversicherungstrager in ihrer Verwal-
tungspraxis davon ausgegangen, dass eine ausgesprochene
Befreiung bei einer ,berufsgruppenspezifischen” Berufstatigkeit
in den klassischen Berufsfeldern [(Arzte in Krankenhdusern,
Rechtsanwalte in Rechtsanwaltskanzleien, Wirtschaftsprifer in
Wirtschaftsprifungsgesellschaften, Apotheker in Apotheken u.a.)
auch bei einem Arbeitgeberwechsel ihre Giltigkeit behalt, sofern
auch die Ubrigen Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI
durchgehend vorliegen (insbesondere Pflichtmitgliedschaft in der
berufsstéandischen Versorgungseinrichtung und Pflichtmitglied-
schaft in der berufsstandischen Kammerl).
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_ Allerdings war fir einzelne Berufsgruppen [(z. B. Syndikusanwalte,

Syndikussteuerberater) bereits in der Vergangenheit eine konkrete
Arbeitsplatzbeschreibung fiir die Befreiung notwendig. Diese Be-
freiungen waren daher grundsatzlich nur beschaftigungsbezogen.

Neu aufgenommene Beschaftigungen
Fur nach dem 31. Oktober 2012 aufgenommene Beschéftigungen
sind stets

—> beijedem Arbeitgeberwechsel oder
- einer wesentlichen Anderung des Tatigkeitsfeldes beim
selben Arbeitgeber

ein neues Befreiungsverfahren und damit ein erneuter Befreiungs-
antrag des Versicherten erforderlich. Dies gilt auch flir Personen, die
in sogenannten klassischen Berufsfeldern bei typisch berufsspezi-
fischen Arbeitgebern beschaftigt sind.

Bestandsfalle

Fur in der Vergangenheit ausgesprochene Befreiungen gilt Folgen-
des: Sofern Versicherte aufgrund einer wesentlichen Anderung
ihres Tatigkeitsfeldes oder eines Arbeitgeberwechsels nicht mehr
Uber eine aktuelle (beschaftigungsbezogene) Befreiung verfigen,
empfiehlt es sich grundsatzlich, einen neuen Befreiungsantrag zu
stellen. Ausgenommen hiervon sind wegen des aufgrund der bishe-
rigen Verwaltungspraxis bestehenden Vertrauensschutzes Perso-
nen, die in den vorstehend umschriebenen ,klassischen Berufsfel-
dern bei typisch berufsspezifischen Arbeitgebern” beschaftigt sind.
Diese Beschaftigten missen ein neues Befreiungsverfahren erst
beim nachsten Arbeitgeberwechsel bzw. bei einer wesentlichen
Anderung der Tatigkeit einleiten.

Soweit zum Umgang mit den Bestandsfallen (Befreiungen vor
dem 31. Oktober 2012) weitere Erkenntnisse vorliegen, werden wir
dartber berichten.

Erganzende Informationen

Weitere Einzelheiten kdnnen einer Verlautbarung der Deutschen
Rentenversicherung Bund entnommen werden. Diese ist unter der
Rubrik Services/Fachinfos/Aktuelles aus der Rechtsprechung/
Bundessozialgericht unter www.deutsche-rentenversicherung.de
abrufbar.
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I Betriebspriifungen aus Anlass der

Leiharbeitnehmer
Leiharbeitnehmer stehen
in einem Arbeitsverhaltnis
zum Verleiher; dieser
muss flr sie die Sozial
versicherungsbeitrage
zahlen. Bei unerlaubter
Arbeitnehmeriberlassung
ist auch der Entleiher
Arbeitgeber und Beitrags-
schuldner fir die Leih-
arbeitnehmer. Bei einem
wirksamen Vertrag haftet
der Entleiher fur die
Erflllung der Beitrags-
zahlungspflicht des
Verleihers wie ein selbst-
schuldnerischer Biirge

Tarifunfahigkeit der CGZP -
SG Dresden entscheidet zugunsten der DRV

Mit Beschluss vom 14. Dezember 2010 hatte das Bundesar-
beitsgericht (BAG) die Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerk-
schaften fiir Zeitarbeit und Personalserviceagenturen (CGZP)
fiir tarifunfahig erklart. Aus der Tarifunfdhigkeit folgt, dass die
Sozialversicherung einen hoheren Beitragsanspruch hat. Seit
Mitte 2011 priifen die Rentenversicherungstrager bei den
Zeitarbeitsunternehmen, die CGZP-Tarifvertrage angewandt
haben. Zur RechtmaBigkeit von Bescheiden der Rentenver-
sicherungstrager gibt es zwei aktuelle Entscheidungen des
Sozialgerichts Dresden vom 15. Mai 2013.

Den Tragern der Deutschen Rentenversicherung (DRV) sind insge-
samt rund 3.300 Verleihbetriebe bekannt, die CGZP-Tarifvertrage
angewandt haben. Bis Ende Juni 2013 wurden 2.615 Priifungen
abgeschlossen und in 1.702 Fallen Beitragsforderungen in Héhe
von 158,2Mio. EUR geltend gemacht. In 913 Fallen kam es nicht
zu einer Forderung, weil die Verleiher den Leiharbeitnehmern
Entgelte erheblich Uber dem CGZP-Tarif gezahlt haben und damit
der equal pay-Anspruch bereits erfillt wurde.

SG Dresden entscheidet offene Fragen zugunsten der
Sozialversicherung

Mittlerweile sind zwar Uber 250 Sozialgerichtsverfahren anhangig,
Urteile lagen jedoch bis Mitte Mai dieses Jahres nicht vor. Am
15. Mai 2013 fanden vor dem Sozialgericht (SG) Dresden die bei-
den ersten Verhandlungen in der Hauptsache auf der Grundlage
von Betriebsprifungsbescheiden der DRV Bund statt.

In den Verfahren S 15 KR 440/12 und S 15 KR 817/12 liegen zwi-
schenzeitlich die Urteilsgrinde vor. Das SG Dresden hatte sich
mit folgenden Fragen zu beschaftigen:

—> Durfte der Arbeitgeber auf die Tariffahigkeit der CGZP
vertrauen?

Sind die Beitragsanspriiche der Jahre 2005 und 2006
verjahrt?

>
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_ —> Durfte der Rentenversicherungstrager Beitrage fir Zeiten

nacherheben, die bereits Gegenstand einer friheren
turnusmafigen Prifung waren?

—> Durften die einzelnen Arbeitsentgelte anhand von Gruppenbil-
dungen unter Bericksichtigung der Verhaltnisse beim Arbeit-
geber ermittelt werden?

—> War der Bescheid hinreichend bestimmt?

Das SG Dresden hat die Klagen gegen die Bescheide der DRV Bund
in allen Punkten abgewiesen.

Kein Vertrauensschutz des Verleihers

Mit der Frage des Vertrauensschutzes hat sich zuletzt auch das
BAG in mehreren Urteilen vom 13. M&rz 2013 (u.a 5 AZR 954/11)
befasst. Das BAG hat entschieden, dass ein etwaiges Vertrauen
der Verleiher in die Tariffahigkeit der CGZP nicht geschitzt ist. Die
Entscheidungen zur fehlenden Tariffahigkeit der CGZP waren
namlich nicht mit einer Rechtsprechungsanderung verbunden.
Auch ein von Verleihern moglicherweise aufgrund des Verhaltens
der Bundsagentur fir Arbeit oder anderer Stellen entwickeltes
Vertrauen in die Tariffahigkeit der CGZP ist nicht geschitzt.
Zustandig fur Entscheidungen zur Tariffahigkeit ist ausschlief3lich
die Arbeitsgerichtsbarkeit.
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Sozialversicherungspriifung
im Unternehmen

Wechseln Sie mit uns in den Online-Modus!

Sie mochten dieses Heft online lesen? Oder ..eben mal schnell” in
die aktuellen Geringfligigkeitsrichtlinien hineinsehen? Sie suchen
lieber per Mausklick statt im Aktenschrank?

www.summa-summarum.eu

macht's moglich. Im Internetauftritt von summa summarum
finden Sie alle seit 2008 erschienenen Ausgaben der Schriftreihe.
Dazu kommen erganzend die praxisrelevanten Rundschreiben
und Besprechungsergebnisse der Spitzenorganisationen der
Sozialversicherung. Eine komfortable Volltextsuche erlaubt
schnelles, einfaches Recherchieren.

Kostenloser Service - einfache Registrierung
Das Informationsangebot ist kostenlos. Mit einem Minimum an
Angaben und in nur wenigen Minuten kdnnen Sie sich unter

www.summa-summarum.eu/anmeldung

registieren. Die Registrierung ist nétig, um Sie bei Erscheinen
einer neuen Ausgabe zu informieren und damit wir wissen, wie
viele Personen wir mit unserem Angebot erreichen.

2014: das Ende von summa summarum auf Papier

Druck und Versand der Schriftenreihe belasten die Umwelt und
verursachen Kosten. Und: Die meisten unserer Abonnenten
bevorzugen einer Umfrage zufolge sogar eine reine Online-
Variante der Schriftenreihe. Ab 2014 wird daher die bisherige
Papierausgabe komplett eingestellt.

1 6 summa summarum 4:2013 - summa summarum online


http://www.summa-summarum.eu
http://www.summa-summarum.eu/anmeldung

	summa summarum, Sozialversicherungsprüfung im Unternehmen, Ausgabe 4
             2013 
	Positive Nachrichten aus Berlin: Renten steigen – Säumniszuschläge sinken

	Keine „Schönwetter-Selbstständigkeit”  bei Statusbeurteilungen in Familienbetrieben – Auswirkungen der BSG-Urteile vom 29. August 2012

	Tagesmütter: Arbeitsentgelt vom Jugendam?

	Eingeschränkte Reichweite einer Befreiung von der Rentenversicherungspflicht – Auswirkungen der BSG-Urteile vom 31. Oktober 2012

	Betriebsprüfungen aus Anlass der Tarifunfähigkeit der CGZP – SG Dresden entscheidet zugunsten der DRV

	Wechseln Sie mit uns in den Online-Modus!





